Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 145 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Deist und Genossen 


betr. Errichtung einer „Stiftung Deutsches Volks- 
wagenwerk" 


Der Bundestag wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wird beauftragt, 

dem Bundestag den Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung 
einer „Stiftung Deutsches Volkswagenwerk" vorzulegen. Der 
Gesetzentwurf soll insbesondere die folgenden Grundsätze be- 
rücksichtigen: 

I. Stiftungszweck 

1. Zw'eck der Stiftung ist es, das Volks wagenwmrk nn 
Dienste des Gemeinwohls zu führen und mit seinen 
Überschüssen die Ausbildung des technischen Nach- 
wuchses in der Bundesrepublik zu fördern. 

2. Dem Gemeinwold soll die Stiftung dienen, indem sie 
insbesondere dazu beiträgt, 

a) breite Bevölkerungsschichten mit einem billigen und 
guten Kraftwagen zu versorgen, 

b) den Wettbewerb in der Automobilindustrie zu fördern, 

c) Arbeitsbedingungen, Arbeitssdiutz und Ausbildungs- 
wesen beispielhaft zu gestalten. 

3. Den tedinischen Nachwuchs soll die Stiftung "fördern, 
indem sie insbesondere dazu beiträgt, 

a) die Stätten der Ausbildung und Forschung zu er- 
M^eitern und zu verbessern, 

b) den zweiten Bildungsw^eg auszubauen, 

c) Stipendien an begabte Schüler und Studenten unter 
Berücksichtigung ihrer sozialen Verhältnisse zu ver- 
geben, 

d) den Bau von Studentenwohnheimen zu unterstützen 

4. Überschuß ist der derjenige Teil des Gewinns, der ver- 
bleibt, w^enn Bestand und Ausbau des Volkswagenw^erkes 
sichergestellt sind. 


Druck: Bucu' irutkeroi R. Matlol, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alieinvertrieb ; Dr. Hans Heger 
‘ Ba L ■''R-. loäberq, Goetliestr. 54, Telefon 35 51 
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IL Verfassung 

1. Die Stiftung hat ein Kuratorium von 21 Persönlichkeiten 
des öffentlidien Lebens, die vom Bundespräsidenten er- 
nannt werden. 

Von ihnen werden je fünf 

von der Deutsdien Forschungsgemeinschaft, 

von der Konferenz der Kultusminister, 

von Industrie- und Handelstag und Handwerkskammertag 

sowie von den Gewerkschaften 

vorgeschlagen. 

Das Kuratorium gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Das Kuratorium beschließt über die Verteilung der 
Überschüsse im Rahmen des Stiftungsgesetzes und wählt 
den Verwaltungsrat der Stiftung. 

2. Der Verwaltungsrat besteht aus 15 Mitgliedern. Von 
diesen werden sechs von der Arbeitnehmerseite und 
sechs vom Bund und den beteiligten Ländern vorge- 
schlagen. Der Verwaltungsrat hat die Richtlinien der 
Geschäftspolitik festzulegen und die Tätigkeit des Direk- 
toriums zu überwachen. Er bestellt das Direktorium der 
Stiftung. 

3. Das Direktorium der Stiftung besteht aus mindestens 
drei Personen. Ihm gehört ein Arbeitsdirektor an. Das 
Direktorium hat die Stiftung unter eigener Verantwor- 
tung im Rahmen des Stiftuiigsgesetzes zu leiten. Die 
Stiftung wird durch das Direktorium gerichtlich und 
aussergerichtilch vertreten. 

III. Rechnungslegung 

1. Die „Stiftung Deutsches Volkswagenwerk" soll eine 
vorbildliche Publizität pflegen. 

2. Der Geschäftsbericht des Direktoriums soll den Grund- 
sätzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschafts- 
legung gegenüber der Öffentlichkeit und der Belegsdraft 
entsprechen. Die Berichterstattung muß daher wesent- 
lich über das bisher im allgemeinen übliche Maß hin- 
ausgehen. 

3. Bei der Gliederung der Bilanz und der Jahreserfolgs- 
rechnung sollen die Vorschläge des Arbeitskreises 
Aktienredrtsreform im Institut der Wirtschaftsprüfer in 
Deutschland eV berücksichtigt werden. In der Jahreser- 
folgsrechnung sind insbesonders die Umsatzerlöse, die 
Bestandsänderungen an Halb- und Fertigerzeugnissen 
und die Aufwendungen für Fertigungs- und Verbrauchs- 
stoffe gesondert auszuweisen. 
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4. Bei der Bewertung ist sicherzustellen, daß stille Re- 
serven nur insoweit gelegt werden können, als sie nach 
gewissenhafter kaufmännischer Überprüfung im Rahmen 
einer langfristigen Unternehmenspolitik erforderlich sind. 
Willkürliche Unterbewertungen sind zu untersagen. 

5. Das Kuratorium soll jährlich einen Rechenschaftsberidit 
vorlegen, der insbesondere die Verwendung der über- 
sdiüsse behandelt. 

IV. Anwendung des Aktienrechts 

Soweit das Stiftungsgesetz keine besonderen Bestimmungen 
enthält, sind die Vorschriften des Gesetzes über Aktien- 
gesellschaften sinngemäß anzuwenden. 


Bonn, den 21. Januar 1958 


Dr. Deist 
Frau Bennemann 
Dr. Bleiß 
Conrad 
Corterier 
Diekmann 
Franke 
Frehsee 
Hermsdorf 
Junghans 
Frau Korspeter 
Dr. Kreyssig 
Kriedemann 
Kurlbaum 
Lange (Essen) 
Leber 

Müller (Ravensburg) 
Odenthal 
Pohle 
Regling 

Schmidt (Hamburg) 
Schröter (Berlin) 
Seuffert 
Dr. Seume 
Sträter 
Wehr 
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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Deist und Genossen 


betr. Errichtung einer „Stiftung Deutsches Volks- 
wagenwerk" 


Der Bundestag wolle beschließen, 

bei der Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die Regelung 
der Rechtsverhältnisse bei der Volkswagenwerk Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung und die Überführung der Anteils- 
rechte in private Hand - Drucksache 102 - die Möglidrkeit zu 
prüfen, das Volkswagenwerk in eine Stiftung zu verwandeln. 

Dabei sollen folgende Grundsätze berücksichtigt werden: 

I. Stiftungszweck 

1. Zweck der Stiftung ist es, das Volkswagenwerk im 
Dienste des Gemeinwohls zu führen und mit seinen 
Überschüssen die Ausbildung des technischen Nadi- 
wuchses in der Bundesrepublik zu fördern. 

2. Dem Gemeinwohl soll die Stiftung dienen, indem sie 
insbesondere dazu beiträgt, 

a) breite Bevölkerungsschichten mit einem billigen und 
guten Kraftwagen zu versorgen, 

b) den Wettbewerb in der Automobilindustrie zu fördern, 

c) Arbeitsbedingungen, Arbeitsschutz und Ausbildungs- 
wesen beispielhaft zu gestalten. 

3. Den technischen Nadiwudis soll die Stiftung fördern, 
indem sie insbesondere dazu beiträgt, 

a) die Stätten der Ausbildung und Forschung zu er- 
weitern und zu verbessern, 

b) den zweiten Bildungsweg auszubauen, 

c) Stipendien an begabte Schüler und Studenten unter 
Berücksichtigung ihrer sozialen Verhältnisse zu ver- 
geben, 

d) den Bau von Studentenwohnheimen zu unterstützen. 

4. Überschuß ist derjenige Teil des Gewinns, der verbleibt, 
wenn Bestand und Ausbau des Volkswagenwerkes sicher- 
gestellt sind. 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 100 
Alleinvertrieb : Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 35 51 
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11. Verfassung 

1. Die Stiftung hat ein Kuratorium von 21 Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens, die vom Bundespräsidenten er- 
nannt werden. 

Von ihnen werden je fünf 

von der Deutsdien Forschungsgemeinschaft, 

von der Konferenz der Kultusminister, 

von Industrie- und Handelstag und Handwerkskammertag 

sowie von den Gewerkschaften 

vorgeschlagen. 

Das Kuratorium gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Das Kuratorium beschließt über die Verteilung der 
Überschüsse im Rahmen des Stiftungsgesetzes und wählt 
den Verwaltungsrat der Stiftung. 

2. Der Verwaltungsrat besteht aus 15 Mitgliedern. Von 
diesen werden sechs von der Arbeitnehmerseite und 
sechs vom Bund und den beteiligten Ländern vorge- 
schlagen. Der Verwaltungsrat hat die Richtlinien der 
Geschäftspolitik festzulegen und die Tätigkeit des Direk- 
toriums zu überwachen. Er bestellt das Direktorium der 
Stiftung. 

3. Das Direktorium der Stiftung besteht aus mindestens 
drei Personen. Ihm gehört ein Arbeitsdirektor an. Das 
Direktorium hat die Stiftung unter eigener Verantwor- 
tung im Rahmen des Stiftuiigsgesetzes zu leiten. Die 
Stiftung wird durch das Direktorium gerichtlich und 
aussergerichtlich vertreten. 

IIL Rechnungslegung 

1. Die „Stiftung Deutsches Volkswagenwerk" soll eine 
vorbildliche Publizität pflegen. 

2. Der Geschäftsberidit des Direktoriums soll den Grund- 
sätzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschafts- 
legung gegenüber der Öffentlichkeit und der Belegschaft 
entsprechen. Die Beriditerstattung muß daher wesent- 
lidi über das bisher im allgemeinen übliche Maß hin- 
ausgehen. 

3. Bei der Gliederung der Bilanz und der Jahreserfolgs- 
rechnung sollen die Vorschläge des Arbeitskreises 
Aktienrechtsreform im Institut der Wirtschaftsprüfer in 
Deutschland eV berücksichtigt werden. In der Jahreser- 
folgsrechnung sind insbesonders die Umsatzerlöse, die 
Bestandsänderungen an Halb- und Fertigerzeugnissen 
und die Aufwendungen für Fertigungs- und Verbrauchs- 
stoffe gesondert auszuweisen. 
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4. Bei der Bewertung ist sicherzustellen, daß stille Re- 
serven nur insoweit gelegt werden können, als sie nadi 
gewissenhafter kaufmännischer Überprüfung im Rahmen 
einer langfristigen Unternehmenspolitik erforderlich sind. 
Willkürliche Unterbewertungen sind zu untersagen. 

5. Das Kuratorium soll jährlidi einen Rechenschaftsbericht 
vorlegen, der insbesondere die Verwendung der Über- 
schüsse behandelt. 

IV. Anwendung des Aktienrechts 

Soweit das Stiftungsgesetz keine besonderen Bestimmungen 
enthält, sind die Vorsdiriften des Gesetzes über Aktien- 
gesellschaften sinngemäß anzuwenden. 


Bonn, den 22. Januar 1958 


Dr. Deist 
Altmaier 
Frau Bennemann 
Frau Berger-Heise 
Dr. Bleiß 
Conrad 
Corterier 
Diekmann 
Franke 
Frehsee 
Heiland 
Hermsdorf 
Junghans 
Frau Korspeter 
Dr. Kreyssig 
Kriedemann 
Kurlbaum 
Lange (Essen) 
Leber 

Maier (Freiburg) 


Mattik 
Matzner 
Dr. Menzel 
Metzger 
Dr. Mommer 
Müller (Ravensburg) 
Odenthal 
Pohle 
Regling 
Reitzner 
Ritzel 

Frau Schanzenbadi 
Schmidt (Hamburg) 
Schröter (Berlin) 
Seuffert 
Dr. Seume 
Sträter 
Wehner 
Wehr 
Welke 
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